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Qualifizierte und zügige Durchführung 
von Unterhaltsverfahren

Nehmen Bürger die Hilfe der Gerichte in Anspruch, dann 
haben diese die Aufgabe, die Rechte und gesetzlich ge­
schützten Interessen der Bürger in einem zügigen und 
konzentrierten Verfahren festzustellen, zu wahren und 
durchzusetzen. Das gilt ganz besonders für die Durchfüh­
rung von Unterhaltsverfahren, an denen minderjährige 
Kinder beteiligt sind. Die grundlegende Aufgabenstellung 
in diesen Verfahren ist, die Kinder nach Möglichkeit ma­
teriell so zu stellen, als wenn sie mit beiden Eltern Zusam­
menleben. Dabei ist zu sichern, daß die Rechtsprechung 
in Unterhaltssachen mit dem Grundanliegen der sozial­
politischen Maßnahmen übereinstimmt.

Untersuchungen bei Berliner Stadtbezirksgerichten ha­
ben ergeben, daß diese die Mittel des Verfahrens immer 
besser nutzen, um dieser Aufgabenstellung gerecht zu 
werden.

Zur Vorbereitung der mündlichen Verhandlung

In Unterhaltsverfahren wird der Termin zur mündlichen 
Verhandlung auf den unter Beachtung der notwendigen 
Vorbereitungen frühestmöglichen Zeitpunkt bestimmt; in 
der Regel findet die Verhandlung innerhalb von vier Wo­
chen nach Klageerhebung statt. Für eine wirksame Ter­
minsvorbereitung werden die in §§ 32, 33 ZPO vorgesehe­
nen Maßnahmen sinnvoll genutzt.

Mit den vorbereitenden Anordnungen erhalten die 
Prozeßparteien die Auflage, die erforderlichen Beweismit­
tel (z. B. Urkunden über weitere Unterhalts Verpflichtun­
gen bzw. gerichtliche Titel, Sozialversicherungsausweise, 
ärztliche Bescheinigungen u. ä) innerhalb einer bestimm­
ten Frist einzureichen oder spätestens im Termin vorzu­
legen. Es ist die Regel, daß vom Verklagten eine konkrete 
Stellungnahme zur Klage angefordert wird. Sie erleichtert 
die Vorbereitung des Gerichts auf die mündliche Verhand­
lung.

Bei Abänderungsklagen auf Erhöhung des Unterhalts 
kommt es oft vor, daß dem Erziehungsberechtigten die 
Arbeitsstelle des Unterhaltsverpflichteten nicht bekannt 
ist. In solchen Fällen hat sich die Praxis herausgebildet, 
den Verklagten aufzufordern, die für den entsprechenden 
Zeitraum notwendige Einkommensbescheinigung beizu­
bringen. Dadurch ist gewährleistet, daß in der Regel die 
Einkommensbescheinigung zur mündlichen Verhandlung 
vorliegt und das Verfahren in einem Termin abgeschlos­
sen werden kann. Das war bei einer Anforderung von 
Amts wegen nicht immer der Fall, weil die Arbeitsstelle 
des Verklagten erst ermittelt werden mußte. Vertagun­
gen der Verhandlung wegen der Einholung von Einkom­
mensbescheinigungen sind nunmehr nur noch in solchen 
Einzelfällen erforderlich, in denen es Unklarheiten über 
die vom Betrieb bescheinigten Einkünfte gibt oder aber in 
solchen, in denen — als seltene Ausnahme — die Lohnbe­
scheinigung nicht vorliegt, weil die verklagte Prozeßpar­
tei dem Termin femgeblieben ist.

Eine wirksame Terminsvorbereitung wird auch da­
durch unterstützt, daß die Informationsstellen der Stadt­
bezirksgerichte eventuell vorhandene Akten eines Vorpro­
zesses sofort und ohne richterliche Anordnung den Ver­
fahrensakten beifügen, was insbesondere bei Unterhalts­
abänderungsverfahren wichtig ist.

Zur Sachaufklärung und Beweisaufnahme

In Verfahren zur Abänderung einer Unterhaltsverpflich- 
tung sind bei der Prüfung der Voraussetzungen des § 22 
FGB die für die seinerzeitige Verurteilung oder Einigung 
maßgebenden Umstände denen gegenüberzustellen, die

zum Zeitpunkt der verlangten Änderung vorliegen. Das 
kann in der Regel nur dadurch geschehen, daß die Akte 
des Vorprozesses oder mindestens die dort getroffene Ent­
scheidung zum Gegenstand der mündlichen Verhandlung 
gemacht wird.

Die Verfahren zur Erhöhung des Unterhalts werden 
im allgemeinen mit hoher Qualität durchgeführt. Im Un­
terschied dazu zeigten sich bei Abänderungsklagen auf 
Herabsetzung des Unterhalts in einer Reihe von Fällen 
Mängel in der Arbeitsweise der Gerichte. Zu einer höhe­
ren Qualität dieser Verfahren kann beitragen, wenn sich 
die Prüfungspflicht des Gerichts vor allem auf folgende 
Umstände erstreckt: \

1. Hat sich das Einkommen des Unterhaltsverpflich­
teten dadurch wesentlich verringert, daß er seinen Arbeits­
platz gewechselt hat, so ist zu prüfen, ob vom Verpflich­
teten alle Möglichkeiten genutzt wurden, um wieder einen 
seinen Kenntnissen und Fähigkeiten entsprechenden Ar­
beitsplatz mit ähnlicher Entlohnung einzunehmen, ob der 
Arbeitsplatzwechsel aus gesundheitlichen Gründen erfolgte 
und diese durch ärztliche Begutachtung nachgewiesen 
werden können oder ob solche Umstände vorliegen, die es 
rechtfertigen, vom Unterhaltsverpflichteten zu verlangen, 
auf vorhandenes Vermögen zurückzugreifen.

2. Hat der Unterhaltsverpflichtete wieder geheiratet 
und beruft er sich darauf, daß er seiner jetzigen Ehefrau 
unterhaltsverpflichtet ist, so ist aufzuklären, ob die Ehe­
frau aus gesellschaftlich gerechtfertigten Gründen (Krank­
heit, Alter, Betreuung der Kinder usw.) ihre Arbeit auf­
gegeben hat, ob der Unterhaltsverpflichtete sich rechtzei­
tig um Unterbringungsmöglichkeiten für die Kinder aus 
zweiter Ehe bemüht hat bzw. aus welchen Gründen solche 
Bemühungen unterblieben sind.

3. Bei unterhaltsverpflichteten Frauen ist zu prüfen, 
ob sie bei Inanspruchnahme des Mütterjahres Ausgleichs­
zahlung durch die Sozialversicherung (§§ 46, 47 SVO) er­
halten und in welcher Höhe Unterstützung gewährt wird. 
Das kann in der Regel beim letzten Beschäftigungsbetrieb 
der Frau erfragt werden.

4. Ermittlungen sind auch darüber anzustellen, ob 
Einkünfte des Unterhaltsberechtigten (Lehrlingsentgelt, 
Rente und andere Bezüge) u. U. bei der Festsetzung der 
Höhe des Unterhalts zu berücksichtigen sind.

Alle diese Umstände können anhand von Lohnbeschei­
nigungen und Auskünften der Betriebe, von ärztlichen 
Begutachtungen, von Bescheinigungen über die Beantra­
gung eines Krippenplatzes, von sonstigen Bescheinigungen 
über das Einkommen, von Sozialversicherungsausweisen 
und Urkunden über weitere Unterhaltsverpflichtungen ge­
prüft werden.

Die zur Aufklärung des Sachverhalts verwandten Be­
weismittel (§53 ZPO) sind in der mündlichen Verhand­
lung zu verlesen, um den Prozeßparteien Gelegenheit zu 
geben, dazu Stellung za nehmen.
HANNELORE KRÜGER,
Oberrichter am Stadtgericht Berlin
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Mit dem vorliegenden Buch werden die Leser in der DDR mit der Leitungs­
tätigkeit der Volksvertretungen in der UdSSR bekannt gemacht. Die Arbeit 
verallgemeinert die reichen Erfahrungen der sowjetischen Volksvertretungen 
bei der planmäßigen Leitung des kommunistischen Aufbaus. Sie behandelt 
die Hauptrichtungen der Arbeit der Sowjets, ihren Aufbau und die effek­
tivsten Methoden, mit denen sie ihre Funktionen in der entwickelten sozia­
listischen Gesellschaft verwirklichen.

Die Autoren machen die zielstrebige Umsetzung der Politik der KPdSU 
in der täglichen praktischen Arbeit der Sowjets zum Ausgangspunkt und 
Hauptinhalt ihrer Darlegungen. Besonders deutlich wird dies in jenen 
Teilen des Buches, in denen sie die Grundsätze der Arbeit der sowjeti­
schen Volksvertretungen, die Hauptmethoden ihrer Organisation, ihre Be­
ziehungen zu den ihnen nichtunterstellten Betrieben, Einrichtungen und 
Organisationen, die Wechselbeziehungen zwischen Volksvertretung und un­
mittelbarer Demokratie herausarbeiten. Sie fuhren den Nachweis, daß die 
Wirksamkeit sozialistischer Volksvertretungen entscheidend von ihrer ziel­
strebigen Führung durch die marxistisch-leninistische Partei bestimmt wird, 
wobei die von ihr geförderte gesellschaftlich-politische Aktivität der Volks­
vertreter selbst immer größeres Gewicht erlangt.


